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Informationen des ver.di-Landesbezirks

Niedersachsen – Bremen

Betriebsräte, Paketzusteller*innen und Vertrau-
ensleute – sie waren Mitte September in der 
ver.di-Rotation in Hannover erschienen, um mit 
Abgeordneten des deutschen Bundestags über 
die zum Teil prekäre Lage in ihrer Branche zu 
diskutieren. Thomas Warner, der Leiter des 
zuständigen Fachbereichs im Landesbezirk 
Niedersachsen-Bremen hatte die Veranstaltung 
geplant und organisiert. Zu Gast auf dem Podium 
waren Amira Mohamed Ali (Die Linke), Adis 
Ahmetovic (SPD), Axel Knoerig (CDU) Frank 
Bsirske (Bündnis 90/Die Grünen) und Tina Mor-
genroth von der Initiativer „Faire Mobilität“ des 
DGB.

ver.di setzt sich seit geraumer Zeit dafür ein, dass es eine 
Gewichtsobergrenze für Pakete, die von einem Zusteller 
getragen werden müssen, von maximal 20 Kilogramm 
gibt. Lieferungen, die diese Grenze überschreiten, müssen 
künftig, nach Vorstellung der Gewerkschaft, besonders 
gekennzeichnet werden und von mehreren Zusteller*in-
nen oder mit Geräten bewegt werden.
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#FAIRZUGESTELLT
Bundestagsabgeordnete diskutieren über die Situation bei den Paketzusteller*innen

Bei den Abgeordneten auf dem Podium herrschte schnell 
Einigkeit, dass eine solche Gewichtsbeschränkung 
kommen müsse. Aktuell werde an einem derartigen Geset-
zesvorhaben gearbeitet, teilte Frank Bsirske den rund 50 
Zuhörer*innen mit. Im Mai hatte der Bundesrat, auch auf 
Initiative der Länder Bremen und Niedersachsen, einen 
Entschließungsantrag verabschiedet. In dem Antrag wird 
die Bundesregierung aufgefordert, das „Paketbo-
ten-Schutzgesetz“ aus dem Jahr 2019 zu überarbeiten.

Zu Beginn der Veranstaltung hatte Tina Morgenroth vom 
Projekt „Faire Mobilität“ eindrucksvoll die Lage in der 
Paketbranche geschildert. Viele Unternehmen in diesem 
Dienstleistungssektor würden auf den Einsatz von 
Sub-Subunternehmen setzten. Die Zustände bei den Paket-
zusteller*innen ähnelten denen in der Fleischindustrie. 
Kontrollen hätten die Branchen-Riesen kaum zu befürch-
ten – zu viele verschiedene Stellen, wie der Zoll und die 
Arbeitsschutzbehörden, seien darin involviert. Die, in der 
Regel länderübergreifend, notwendigen Absprachen 
fänden deshalb kaum statt.
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KONTROVERSE DEBATTEN
Bericht des LBV-Präsidiums 
vom Bundeskongress in Berlin

Hinter den knapp 120 Delegierten des ver.di-Landesbe-
zirks Niedersachsen-Bremen liegt ein anspruchsvoller und 
emotionaler Bundeskongress. Die Mitglieder des Landes-
bezirks haben diesen nicht nur durch Anträge mitgestaltet. 
Delegierte haben sich auch an den organisatorischen 
Gremien der Antragskommission, der Mandatsprüfungs- 
und Wahlkommission und sogar der Konferenzleitung 
beteiligt. In diesem Zusammenhang gilt ein solidarischer 
Dank allen, die sich eingebracht haben.

Der sechste Bundeskongress war geprägt von den weltpo-
litischen, gesellschaftlichen und den sozialpolitischen 
Themen, die unsere Zeit bestimmen. Die Themenbereiche 
Krieg und Frieden, Respekt für Minderheiten und der 
Umgang mit der Politik sorgten für bewegende und 
kontroverse Debatten.

Bei der Beratung von Anträgen zeigten etliche Delegierte 
ihren Unmut über mangelnde Diskussionskultur, etwa 
durch Geschäftsordnungsanträge auf Schließung von 
Redelisten oder Beendigung von Debatten. Zudem gab es 
eine Vielzahl von persönlichen Erklärungen. Die intensive 
Auslegung der Geschäftsordnung ging oft zu Lasten der 
inhaltlichen Auseinandersetzung und machte den sechs-
ten Bundeskongress leider besonders. Über eine Nachbes-
serung der Kongress-Regularien werden Gewerkschaftsrat 
und Bundesvorstand sicher nachdenken.

Die Delegierten aus Niedersachsen und Bremen waren 
weitgehend geschlossen unterwegs und bewiesen insbe-
sondere bei der Antragsberatung wirklich Ausdauer. 
Allerdings hat dieser Kongress ebenso aufgezeigt, an 
welchen Punkten die Teilnehmenden des Bundeskongres-
ses sich künftig noch besser inhaltlich vorbereiten müssen.

„Morgen braucht uns"- so lautete das Motto des Kongres-
ses. In diesem Morgen gibt es viele Herausforderungen, 
das wurde in den Diskussionen und Anträgen deutlich. 
Viele Anträge mussten an den Gewerkschaftsrat überwie-
sen werden und sollen in der nächsten GR-Sitzung beraten 
werden. Mit insgesamt zehn Mitgliedern aus Niedersach-
sen -Bremen ist der Landesbezirk gut im Gewerkschaftsrat 
vertreten. 

In der aktuellen Krisenzeit gibt es viel zu tun. Dabei ist 
ver.di als Selbsthilfeorganisation aller Erwerbstätigen im 
Dienstleistungsbereich dringend gefragt. Das zeigen auch 
die vielen Beitritte der letzten Monate.  Der sechste 
Bundeskongress hat deutlich gezeigt: Es ist überlebens-
wichtig, dass wir trotz aller Unterschiedlichkeit zusam-
menhalten und uns nicht spalten lassen. 

standpunkte

Ho
lg

er
 K

na
ck

st
ed

t

M
at

th
ia

s 
Kl

um
p



VER.DI LÄDT ZUR 
KITA-FACHTAGUNG
Rund 50 pädagogische Fachkräfte, Kita-Leiter*in-
nen und betriebliche Interessenvertretungen 
haben am 28. September 2023 an der ver.di 
Kita-Fachtagung in Hannover teilgenommen. 

Unter dem Motto „SOS-Kita - Personalengpässe in Kitas, 
was tun?“ warfen sie gemeinsam einen Blick auf die 
Herausforderungen und Bedingungen in den Einrichtun-
gen. Die Kernfrage dabei lautete: Wie kann, vor dem 
Hintergrund des Fachkräftemangels, Entlastung und Quali-
tät in den Einrichtungen organisiert werden? Gemeinsa-
mes Fazit der Tagung:  Es darf so nicht weitergehen. Die 
Beschäftigten in den Einrichtungen brauchen verlässliche 
Maßnahmen und Rahmenbedingungen, um den gestiege-
nen Anforderungen gerecht zu werden und gesund zu 
bleiben. Hier sind die Arbeitgeber, auch die politisch 
Verantwortlichen, in der Pflicht.

ver.di fordert eine Ausbildungsoffensive für gute Kitas in 
Niedersachsen und Entlastung für die Beschäftigten. In 
einem neuen Positionspapier fordert die Gewerkschaft 
eine praxisnahe und tariflich vergütete Ausbildung, durch 

die die Fachkräfte von morgen ins System geholt werden. 
Zudem muss die berufsbegleitende Weiterqualifizierung 
von Sozialassistent*innen zur Erzieher*in in Vollbeschäfti-
gung beim Träger und entsprechender Vollzeitvergütung 
etabliert werden. Außerdem braucht, so die ver.di-Forde-
rung, jede Kita ausreichend Personal für nicht-pädagogi-
sche Aufgaben. 

Das komplette Positionspapier findet ihr hier: 
https://tinyurl.com/8n5r6web
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AUFTAKT FÜR MEHR
ver.di LAK und Rot-Grün für mehr Inklusion 
im Land Niedersachsen

Mitglieder des ver.di-Landesarbeitskreises Behinderten- 
und Teilhabepolitik (LAK) haben am 12. September im 
Landtag in Hannover ihre Gespräche mit Abgeordneten 
vertieft. 

Die LAK-Vertreter*innen aus Einzelhandel, Abfallwirt-
schaft, Landes- und Kommunalverwaltung konnten in 
einem intensiven Fachgespräch mit den Landtagsabgeord-
neten der Grünen, Lena Nzume, Swantje Schendel und 
Rashmi Grashorn und der SPD, Constantin Grosch und 
Julia Retzlaff, ihre Forderungen noch einmal bekräftigen. 
Ziel von ver.di ist die Förderung und Verwirklichung der 
sozialen, gesellschaftlichen und betrieblichen Inklusion 
behinderter Menschen in Niedersachsen.

Im Verlauf des Treffens gab es viel Zustimmung zu den 
vorgebrachten Themen zur Erhöhung der Beschäftigungs-
quote von Menschen mit Behinderungen, der Barrierefrei-
heit, der Erhöhung von Aus- und Weiterbildungsmöglich-
keiten, zu Verbesserungen im Bereich der Integrationsäm-
ter und dem Öffentlichen Nahverkehr.

Die Vertreter*innen der Gewerkschaft und die Landtags-
abgeordneten waren sich einig, dass die Mittel der 
Ausgleichsabgabe von niedersächsischen Betrieben und 
Unternehmen, die weniger als die vorgeschriebene 
Beschäftigungsquote von fünf Prozent von Menschen mit 
Schwerbehinderungen einhalten, besonders in den Blick 
genommen werden müssen. Nach ver.di-Informationen 
handelt es sich dabei um mehrere Millionen Euro. So stellt 
sich unter anderem die Frage, warum in Niedersachsen 
keine wissenschaftlichen Projekte aus der Ausgleichsabga-
be möglich sein sollen. Andere Bundesländer wie Hessen 
oder Berlin gehen mit ihren Mitteln aus der Ausgleichsab-
gabe, sowie weiteren Haushaltsmitteln zur Beschäftigung 
von Menschen mit Schwerbehinderung, deutlich offensi-
ver um.

Beide Seiten verabredeten die Verstetigung des Dialogs 
und die Entwicklung von konkreten Lösungen zur Verbes-
serung der Situation der Kolleg*innen mit Behinderungen 
in den Betrieben und Dienststellen in Niedersachsen.
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GEWERKSCHAFTLICHE 
STRATEGIEN GEGEN RECHTS
Tagung in den ver.di-Höfen

Rechte Parteien und Gruppierungen gewinnen immer 
weiter an Einfluss, in den Rathäusern, Landratsämtern und 
Parlamenten, aber auch in Verwaltungen und Betrieben. 
Aus diesem Grund hat der Landesbezirk Ende September 
eine Tagung für Interessierte auf die Beine gestellt, zu dem 
ein breites Publikum geladen war. Den Einstieg machte 
Historiker Volker Weiß. Er hat das Buch „Die autoritäre 
Revolte. Die Neue Rechte und der Untergang des Abend-
landes“ verfasst. Neben den Strategien der Neuen Rech-
ten, analysiert Weiß ihre häufig auf Intellektuelle der 
Konservativen Revolution zurückgehenden ideologischen 
Grundlagen und deren Aneignungsgeschichte. Dabei 
stellte er die notwendigen Verbindungen zu unterschiedli-
chen Erscheinungen des heutigen Rechtsextremismus‘ her: 
Zu den geistigen Wurzeln der AfD, aber auch zu Querden-
ker*innen und Reichsbürger*innen. Schließlich plädierte 
Weiß für ein konsequentes Eintreten zugunsten des 
zentralen Feindbildes der Neurechten: den Universalismus.

Die Politikwissenschaftlerin Dastan Jasmin, die sich in ihrer 
Arbeit mit der kurdischen Frage im Iran, Irak, Syrien und 
der Türkei befasst, war ebenfalls mit einem Beitrag zu 
Gast. Gemeinsam mit der ver.di-Kollegin Ferda Berse 
sprach sie über institutionellen Rassismus und über 
Alltagsrassismus in Deutschland. Dabei warf sie auch 
einen kritischen Blick auf die Realität in manchen Betrie-
ben. Sie blendete aber auch rassistische und rechtsextre-
me Vorkommnisse bei Menschen mit Migrationshinter-

grund nicht aus und thematisierte auch rechte und faschis-
tische Tendenzen unter Migranten*innen. Jasim warb für 
ein universelles Bild der Menschenrechte – unabhängig 
von Nationalitäten, Religionen und Kulturen.

Anschließend konnten die Teilnehmenden in drei Work-
shops Strategien und Vorgehensweisen für Betrieb und 
Gesellschaft erarbeiten, um dem Erstarken rechter Kräfte 
erfolgreich entgegenwirken können. Da ging es um rechts-
extreme Betriebsrätinnen und Betriebsräte, um Antisemi-
tismus heute und um ganz praktische Tipps für den 
Umgang mit Rechten und anderen Schwurblern in Betreib 
und Verwaltung. Die Workshops wurden geleitet von 
Johanna Thiemecke von der Amadeu Antonio Stiftung, 
Matthias Monecke vom Verein zur Bewahrung der Demo-
kratie und von Henning Gutfleisch vom Jüdischen Museum 
in Frankfurt.

Die Veranstalter der AG gegen Rechts im ver.di-Landesbe-
zirk zogen ein positives Fazit: „Eine inhaltlich hervorragen-
de Veranstaltung, die es in dieser Zeit unbedingt braucht. 
Wenn das nächste Mal noch mehr dabei sind, wird es noch 
besser,“ sagt Sebastian Wertmüller von ver.di aus Braun-
schweig.

Landesleiterin Andrea Wemheuer, die die Veranstaltung 
eröffnete, versprach das Thema nicht aus den Augen zu 
verlieren: „Das sind die Themen, mit denen man sich 
aktuell auseinandersetzen muss! Wir bleiben dran. Wir 
werden jetzt beraten, was die nächsten Schritte u.a. mit 
Blick auf die Europawahlen sein müssen.“ 
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V.i.S.d.P.:  
ver.di-LBZ Niedersachsen-Bremen, Andrea Wemheuer, Tel. 0511 12400-0, Mail: pressestelle.nds-hb@verdi.de

Disclaimer:  
Wer den Newsletter nicht mehr bekommen möchte, schreibt eine Mail mit dem Betreff „abbestellen“ 
an die Mail-Adresse pressestelle.nds-hb@verdi.de.
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